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Landesvorstand beschließt Grundsatzpapier zur Verwaltungsreform

Mit dem Abbau von Staatsaufgaben beginnen

Bad Bellingen. „Die Verwaltungsreform muss konsequent bis hin zur örtlichen Ebene fortgesetzt werden. Sie darf nicht auf halbem Weg stecken bleiben,“ verlangte Präsident Otwin Brucker heute nach einer Tagung des Landesvorstands des Gemeindetags. Mit zusätzlichen Aufgaben, die bisher bei Landratsämtern erledigt werden, könnten die Kommunen ihren Bürgerservice verbessern und schneller entscheiden. Voraussetzung dafür sei aber ein ausreichender Kostenausgleich.

„Vor der Eingliederung von Landesbehörden in die Landratsämter müssen die Aufgaben auf den Prüfstand,“ sagte Brucker. Nur wenn es gelinge, staatliche Aufgaben zu reduzieren und überhöhte Standards abzubauen, könne die vom Ministerpräsidenten vorgegebene ‚Effizienzrendite’ auf längere Sicht erreicht werden.

Eine kreisübergreifende Zusammenarbeit bei neu übertragenen Aufgaben legte der Gemeindetag den Landkreisen nahe. Wenn zum Beispiel die Aufgaben der 18 Straßenbauämter künftig von 44 Stadt- und Landkreisen erledigt würden, könne das zu Effizenzverlusten führen. Für eine wirtschaftliche Aufgabenerledigung durch interkommunale Zusammenarbeit, also Zweckverbände oder Vereinbarungen, gebe es im Land viele gute Beispiele, sagte Brucker.

Das Recht, gemeindliche oder städtische Forstämter zu bilden, will der Gemeindetag offen halten. Städte und Gemeinden wollen als größte Waldbesitzer im Land ihr Holz selbst vermarkten können, falls das notwendig erscheinen sollte.

Das Grundsatzpapier zur Verwaltungsreform ist beigefügt.
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